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gung fingierter Belege ist nicht zulässig. Der Haupt­
buchhalter bzw. Leiter Rechnungsführung und Stati­
stik hat zu gewährleisten, daß Belege vor der Übergabe 
an die Datenverarbeitungsstation den Anforderungen 
an die Beleggestaltung entsprechen, gut lesbar und 
sachlich richtig sind.

(3) Die Belegangaben dürfen nicht unkenntlich ge­
macht werden. Berichtigungen sind nur zulässig, wenn 
eine Übernahme von Daten auf maschinenlesbare Da­
tenträger noch nicht erfolgt ist. Belegberichtigungen 
unter Beachtung dieser Vorschriften haben das Ände­
rungsdatum und die Unterschrift bzw. das Signum des 
Ändernden auszuweisen. Nach der Übernahme von Be­
legangaben auf maschinenlesbare Datenträger sind für 
Berichtigungszwecke Korrekturbelege auszufertigen. Be­
tragsänderungen auf Belegen über Geld- und Kredit­
beziehungen der Bank- und Kreditinstitute sind unzu­
lässig.

(4) Die Belege sind nach einer vom Betrieb oder 
übergeordneten Organ zu erarbeitenden Ordnung 
(Schlüsselsystematik) aufzubewahren, damit innerhalb 
der festgelegten Aufbewahrungsfristen jederzeit eine 
lückenlose Wiedergabe der festgehaltenen Vorgänge 
möglich ist. Die zeitweilige Überlassung von Belegen 
zum Zwecke der Datenerfassung und -Verarbeitung ist 
unter Beachtung der Grundsätze der Ordnungsmäßig­
keit zulässig.

§ 6
(1) Stammdatenerfassungen und -änderungen unter­

liegen dem Belegprinzip. Es ist ein einwandfrei funk­
tionierender Änderungsdienst in den Betrieben, Orga­
nen und Datenverarbeitungsstationen einzurichten, der 
insbesondere die termingerechte Änderung der Stamm­
daten für die Erfassung und Aufbereitung gewährlei­
stet.

(2) Stammdaten sind Daten, die über einen ver­
hältnismäßig langen Zeitraum keinen oder nur rela­
tiv wenigen Änderungen unterliegen. In diesem Zeit­
raum werden sie wiederholt in Datenverarbeitungs­
prozesse einbezogen.

(3) Die Leiter der Betriebe bzw. Organe haben Ver­
antwortliche für die Stammdatenerfassung und den 
-änderungsdienst im Rahmen des Systems von Rech­
nungsführung und Statistik in einer Nomenklatur fest­
zulegen. Nur diese in der Nomenklatur genannten 
verantwortlichen Mitarbeiter dürfen Änderungen der 
Stammdaten bzw. Zu- und Abgänge von Stammdaten 
anhand von visuell lesbaren Nachweisen bei der Da­
tenverarbeitungsstation schriftlich veranlassen.

(4) Die Richtigkeit der in der Erfassung und Auf­
bereitung verwendeten Stammdaten ist durch Verant­
wortliche gemäß Abs. 3 mindestens einmal jährlich zu 
kontrollieren.

(5) Es ist organisatorisch und maschinentechnisch zu 
sichern, daß Verluste, unbefugtes Löschen durch Über­
schreiben, unbefugtes Benutzen oder absichtlich herbei­
geführte Verfälschungen von Stammdaten ausgeschlos­
sen werden.

IV.
Datenträgertransport und -fernfibertragung

§7
(1) Der Transport von Datenträgern zu außerhalb 

des Betriebes liegenden Datenverarbeitungsstationen 
und umgekehrt darf nur durch den dafür festgelegten

Personenkreis erfolgen. Diese Personen sind vor ihrem 
Einsatz in die Aufgaben, insbesondere die Sicherheits­
bestimmungen, umfassend einzuweisen und über ihre 
Pflichten zu belehren. Bei Personen, die ständig zum 
Datenträgertransport eingesetzt sind, ist der Dienst­
ausweis entsprechend zu kennzeichnen. Für den Trans­
port von Datenträgern, die einem Geheimhaltungsgrad 
unterliegen, gelten die entsprechenden Rechtsvorschrif­
ten.

(2) Der Datenträgertransport hat in geschlossenen 
Behältnissen zu erfolgen, so daß Einsichtnahme durch 
Fremde, äußere Beschädigung, Unvollständigkeit oder 
eine Verwechslung ausgeschlossen sind. Die Entschei­
dung über die zu benutzenden Transportmittel und 
Behältnisse ist von der Bedeutung des Inhalts der Da­
tenträger und den technischen Maßnahmen und Bedin­
gungen des Datenträgertransports abhängig zu machen.

(3) Jeder Datenträgersendung ist vom Absender ein 
Datenträgerbegleitschein beizufügen, aus dem Inhalt, 
Anzahl und Herkunft der übersandten Datenträger 
sowie der Datenverarbeitungsauftrag hervorgehen müs­
sen. Der Empfänger hat die Angaben auf den Daten­
trägerbegleitscheinen hinsichtlich der Zahl und des 
Inhalts der übergebenen Behältnisse zu kontrollieren 
und zu bestätigen sowie sichtbare Mängel (Beschädi­
gungen der Behältnisse oder/und Datenträger. Ver­
wechslung der Reihenfolge der Datenträger u. a.) zu 
vermerken.

(4) Der Datenträgertransport ist für innerbetrieb­
liche Transporte durch Organisationsanweisungen, in 
allen anderen Fällen durch vertragliche Vereinbarun­
gen zu regeln, soweit die Rechtsvorschriften über das 
Berichtswesen nicht etwas anderes besagen.

§ 8
(1) Die Datenfernübertragung ist bei Benutzung von 

Fehlererkennungs- oder -korrekturgeräten zulässig. Die 
Übertragung muß wahrheitsgemäße Informationen ge­
währleisten. Bei Benutzung von Geräten zur Daten­
fernübertragung ist durch geeignete Vorkehrungen der 
Technik, der Programmierung und der Bedienung zu 
sichern, daß die Daten Unbefugten unzugänglich sind 
und die Vorschriften über die Geheimhaltung beachtet 
werden.

(2) Die Datenfernübertragung ist innerbetrieblich 
durch Organisationsanweisungen, in allen anderen Fäl­
len durch vertragliche Vereinbarungen der Partner zu 
regeln, soweit die Rechtsvorschriften über das Berichts­
wesen nicht etwas anderes besagen.

V.
Datenverarbeitung

§9
Auftragsbearbeitung

(1) Die Annahme von Aufträgen, Belegen, maschinen­
lesbaren Datenträgern und anderen Dokumenten zur 
Ausführung von Arbeitsaufgaben der Datenverarbei­
tungsstation sowie die Rückgabe dieser Unterlagen 
mit den Datenverarbeitungsergebnissen erfolgt nur von 
einem vom Leiter der Datenverarbeitungsstation hier­
für festgelegten Verantwortungsbereich. Über die An­
nahme und die Rückgabe ist ein schriftlicher Nachweis 
zu führen.

(2) Für jede durch die Datenverarbeitungsstation 
durchzuführende Arbeit ist ein Arbeitsauftrag in


